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Heiner Geißler: 

Wir werben um beide Stimmen 
Am 25. Januar 1987 stimmen die Deutschen 
über die Zukunft unseres Landes ab. Die Wahl- 
entscheidung fällt zwischen der CDU-geführten 
Regierungskoalition und dem rot-grünen Lager. 
Doch noch nicht alle Wählerinnen und Wähler 
haben die Bedeutung dieser Wahl erfaßt, erklär- 
te Generalsekretär Heiner Geißler vor der Pres- 
se in Bonn. Die Zukunft unseres Landes und das 
bisher Erreichte sind nach Ansicht des CDU-Ge- 
neralsekretärs durch drei Gruppen ernsthaft ge- 
fährdet : 

1. Durch die Wählerinnen und Wähler des rot-grü- 
nen Lagers. 
2. Durch die Sorglosen und Bequemen, die glauben, 
diese Wahl sei schon gelaufen. 
3. Durch die Gedankenlosen und Gleichgültigen, 
denen es egal ist, wer nach der Bundestagswahl re- 
giert. 
Deshalb wird die CDU in den kommenden vier Ent- 
scheidungswochen informieren, aufklären, mobili- 
sieren. 
Die Informationskampagne über die Leistungen der 
CDU in den letzten vier Jahren, über ihre Kompe- 
tenz und ihre Perspektiven für die Zukunft wird ver- 
stärkt fortgesetzt werden. 
Die CDU wird der Bevölkerung durch eine Aufklä- 
rungsoffensive die Gefährdung des wirtschaftlichen 
Aufschwungs und der internationalen Wettbewerbs- 
fähigkeit sowie die rechtsstaatlichen und außenpoli- 
tischen Risiken im Falle einer rot-grünen Mehrheit 
vor Augen führen. 

Wahlkampf '87 
HEUTE AKTUELL 

• Innere Sicherheit 
Das Gesetz zur Bekämpfung 
des Terrorismus trat am 
1. 1. 1987 in Kraft. Die 
wichtigsten Kernpunkte. 
Seite 4 

• Arbeitsmarkt 
Norbert Blüm zog eine er- 
freuliche Zwischenbilanz: 
Die Qualifizierungs-Offen- 
sive ist schon jetzt ein voller 
Erfolg. Seite 7 

• EG-Agrarmarkt 
Die auf Initiative von Land- 
wirtschaftsminister Ignaz 
Kiechle in Brüssel gefaßten 
Beschlüsse zur Reduzierung 
der Überschüsse sind Schrit- 
te in die richtige Richtung. 
Seite 11 

• Dokumentation 
Eine Musterrede für Wahl- 
kämpfer. (Grüner Teil) 

• Öffentlichkeitsarbeit 
Werbematerialien zur Bun- 
destagswahl. (Rosa Teil) 



Seite 2 •   UiD 1/87 WAHLKAMPF 87 

Die CDU wird in einer intensiven Mobi- 
lisierungsaktion die Mitglieder, Anhänger 
und darüber hinaus alle Wählerinnen 
und Wähler auf die fundamentale Bedeu- 
tung dieser Bundestagswahl aufmerksam 
machen. Wir wollen eine hohe Wahlbetei- 
ligung. 
Die CDU wird klar machen, daß die 
zweite Stimme und nicht die erste Stimme 
über die Wahl und die Zusammensetzung 
des Deutschen Bundestages entscheidet, 
und daher konsequent für die erste und 
zweite Stimme werben. Die Leistungsfä- 
higkeit der Regierung in der nächsten Le- 
gislaturperiode hängt von der Stärke der 
CDU ab. 
Die Schlußphase des Bundestagswahl- 
kampfes wird unter dem Motto stehen: 

Weiter so Deutschland — 
Zukunft statt Rot-Grün 
Niemand in der Bundesrepublik 
Deutschland kann daran zweifeln, daß 
Sozialdemokraten und Grüne zusammen 
eine Regierung bilden würden, wenn sie 
dazu am 25. Januar eine Mehrheit bekä- 
men. Daß die SPD dies in diesem Wahl- 
kampf bestreitet, ist reine Wahlkampftak- 
tik. Die phantastisch-absurde Behaup- 
tung der SPD, die absolute Mehrheit er- 
ringen zu können, soll von dem eigentli- 
chen Wahlkampfziel einer rot-grünen 
Mehrheit ablenken. 
Bei einer Mehrheit des rot-grünen Lagers 
würde die Bundesrepublik Deutschland 
drittklassig werden. 
Die CDU hat vor vier Jahren einen neuen 
Anfang gemacht. Die Deutschen stehen 
heute — auch international — stärker 
und besser da als vor vier Jahren. Die 
Deutschen sind ein tüchtiges Volk und 
brauchen auch in der Zukunft weiter eine 
gute Regierung. 
Für die kommende Legislaturperiode gibt 
es als vorrangige politische Aufgaben fol- 
gende fünf Schlüsselthemen: 
1. Steuerreform und Steuersenkung 
2. Sicherung des wirtschaftlichen Auf- 

schwungs zur Schaffung neuer Arbeits- 
plätze 
3. Umweltschutz als große nationale An- 
strengung 
4. Aktive Sozialpolitik zur Sicherung der 
Renten und Stärkung der Familie 
5. Abrüstung 
Für keines dieser Themen hat das rot-grü- 
ne Lager ein zukunftsweisendes Konzept 
vorzuweisen. Die Rot-Grünen sind nicht 
zukunftsfähig, 
• weil sie Risiken des Fortschritts drama- 
tisieren und dessen Chancen bagatellisie- 
ren, 
• weil sie auf eine Mobilisierung der Ge- 
fühle und der Emotionen setzen und 
nicht auf eine Mobilisierung von Wissen 
und Mut zu sachgerechten Entscheidun- 
gen, . 
• weil sie auf komplexe Fragen simple 
und deswegen falsche Antworten geben, 
• weil sie sich an den jeweils aktuellen 
Stimmungen orientieren und durch einen 
tagespolitischen Opportunismus die lang- 
fristigen Interessen der heutigen und der 
künftigen Generation verspielen. 

Zentrale Maßnahmen der 
Wahlkampfführung 
Um ihre Themen und Argumente einer 
breiten Öffentlichkeit bekanntzumachen, 
wird die CDU-Bundesgeschäftsstelle im 
Januar folgende Maßnahmen durchfüh- 
ren: 
• 15 Großkundgebungen mit Bundes- 
kanzler Helmut Kohl 
• Rund 3000 Bundesrednerveranstaltun- 
gen 
• Rund 30000 Veranstaltungen in den 
Wahlkreisen 
• Anzeigenserie in allen deutschen Ta- 
geszeitungen 
• Plakatierung auf kommerziellen Groß- 
flächen und parteieigenen Plakatstellen 
• Fernseh- und Hörfunkspots 
• Dreimalige Verteilung der Zeitung 
„Deutschland am Wochenende" (15 Mil- 
lionen Exemplare je Ausgabe) 
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Diese Wahl entscheidet: 

Zukunft 
statt 

Rot-Grün 
Wir Deutschen haben den neuen Aufschwung geschafft. 
Es geht uns heute besser als vor vier Jahren. Wir stehen 
besser da als die meisten Länder. SPD und Grüne wollen 
unser tüchtiges Land krank jammern. Wenn sie die Mehr- 
heit bekommen, 
steht die Zukunft 
auf dem Spiel. H£ UM 

Deutschland 
wählt seine 
Zukunft 
Am 25. Januar stimmen wir Deutschen über di« Zukunft uns«r«s Land»» ob. 
Dt« Wohlentich«idung fallt zwischen d«m CDU-geführten R«gi«rungsbündnls 
und d«m rot-grÜn«n loger. Wollen 51« weiterhin Wirtschaftswachstum, stabil« 
Pr«is«, mehr Arbeitsplätze, sichere Renten? Oder soU unser Land wieder in 
eine Krise geraten? Wählen Sie mit der CDU eine sichere Zukunft So behält 
Deutschland seinen Spitzenplatz In 
der Weh. Frieden und Fr«ih«it bl«ib«n 

statt Rot-Grün 
Es kommt auf 
Jede Stimme an! 

lese beiden Anzeigen gehören zu einer Anzeigenserie in allen deutschen Tageszeitungen. Die Aktion ist 
bereits angelaufen. Nähere Einzelheiten auf Seite 14 dieser Ausgabe. 

CDU 
AT* 

Die CDU im Fernsehen 
Termine der 
CDU-Fernsehspots in ARD 
und ZDF, RTL-pIus und 
SAT1: 

2. 1. 1987 

5- I. 1987 

7- 1.1987 
8- 1. 1987 
9- 1. 1987 

«0.1.1987 

ARD 
ZDF 
SAT1 
ARD 
RTL-plus 
SAT1 
ZDF 
SAT1 
ZDF 
ARD 

21.40 Uhr 
ca. 22.10 Uhr 
18.25 Uhr 
20.15 Uhr 
19.23 Uhr 
18.25 Uhr 
ca. 19.21 Uhr 
18.25 Uhr 
ca. 22.10 Uhr 
18.05 Uhr 

12. 1. 1987 

13. 1. 1987 
14. 1. 1987 

15. 1 .1987 

16. 1. 1987 
17. 1. 1987 

19. 1. 1987 
20. 1. 1987 

21. 1. 1987 
23. 1. 1987 

ZDF 
SAT1 
ARD 
RTL-plus 
SAT1 
ARD 
ZDF 
ZDF 
ARD 
SAT1 
ARD 
RTL-plus 
SAT1 
ZDF 
ARD 
ZDF 
RTL-plus 
SAT 1 

ca. 19.21 Uhr 
18.25 Uhr 
20.15 Uhr 
19.23 Uhr 
19.45 Uhr 
21.00 Uhr 
ca. 19.21 Uhr 
ca. 22.10 Uhr 
21.45 Uhr 
19.45 Uhr 
20.15 Uhr 
19.23 Uhr 
19.45 Uhr 
ca. 22.10 Uhr 
21.55 Uhr 
ca. 19.21 Uhr 
ca. 22.00 Uhr 
18.25 Uhr 
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Kernpunkte des Gesetzes zur 
Bekämpfung des Terrorismus 
Das „Gesetz zur Bekämpfung des Ter- 
rorismus" wird zum 1. Januar 1987 in 
der vom Bundestag beschlossenen 
Form, also ohne die sogenannte 
„Kronzeugenregelung", in Kraft tre- 
ten. Der Bundesrat hat am Freitag, 
19. Dezember 1986, dem Gesetz mehr- 
heitlich zugestimmt. 

Kernpunkte des Terrorismusbekämp- 
fungsgesetzes sind: 
• Das Gründen einer terroristischen Ver- 
einigung und die Mitgliedschaft hierin 
werden als Verbrechen eingestuft. Für 
Rädelsführer und Hintermänner wird fer- 
ner die Mindeststrafe erhöht. Gehört der 
Täter zu den Rädelsführern oder Hinter- 
männern einer terroristischen Vereini- 
gung, so beträgt die Strafe künftig 3 Jahre 
bis 15 Jahre, während sie bisher 1 Jahr bis 
10 Jahre betrug. 
• Die Schaffung eines neuen Straftatbe- 
standes der „Zerstörung wichtiger Ar- 
beitsmittel": Wer ein fremdes technisches 
Arbeitsmittel von bedeutendem Wert, das 
für die Errichtung einer Anlage oder ei- 
nes Unternehmens von wesentlicher Be- 
deutung ist, oder ein Kraftfahrzeug der 
Polizei oder der Bundeswehr zerstört, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jah- 
ren oder mit Geldstrafe bestraft. Der Ge- 
setzgeber reagiert damit vor allem darauf, 
daß neben den zahlreichen Anschlägen 
auf Anlagen im Energieversorgungsbe- 
reich sowie auf öffentliche Verkehrsun- 
ternehmen, für die schon besondere Straf- 
tatbestände gelten, in neuerer Zeit Sabo- 
tageakte vielfach bereits darauf abzielen, 
die Errichtung dieser Anlage zu verhin- 
dern. 

• Wieder in das Strafgesetzbuch wird ei- 

ne Vorschrift aufgenommen, die die An- 
leitung zu bestimmten schweren Gewalt- 
taten mit Strafe bedroht. Die Vorschrift 
war schon einmal 1976 geschaffen, aber 
1981 wiederaufgehoben worden. Die 
Strafnorm wendet sich gegen die Propa- 
gierung von „Gewaltanwendungsrezep- 
ten". Vielfach wird in Handbüchern, 
Flugblättern und anderen Schriften eine 
genaue Anweisung über den Bau von 
Entgleisungsvorrichtungen, Umsägen von 
Hochspannungsmasten, Sabotage an 
Sprengschächten gegeben. 
• Durch Änderungen des Gerichtsver- 
fassungsgesetzes wird die Zuständigkeit 
der Oberlandesgerichte und des General- 
bundesanwalts für die Verfolgung von 
terroristischen Gewalttaten erweitert. 
Der nicht mehr im Gesetz enthaltene Vor- 
schlag einer „Kronzeugenregelung bei 
terroristischen Straftaten" im Entwurf der 
Bundesregierung sah vor, daß bei Terrori- 
sten, die Tatsachen zur Aufklärung eines 
terroristischen Aktes oder zur Ergreifung 
eines Mittäters oder Teilnehmers offen- 
baren, der Generalbundesanwalt mit Zu- 
stimmung des Ermittlungsrichters von 
der Verfolgung absehen kann. Diese Re- 
gelung war bei den Beratungen des Ge- 
setzes im Bundestag zurückgezogen wor- 
den. • 

Betriebsräte gegen 
Ausstieg aus Kernenergie 
Gegen die Pläne der SPD, aus der Kern- 
energie auszusteigen, wendet sich eine 
„Aktion Konsens", in der sich Betriebsrä- 
te aus der kerntechnischen Industrie der 
Bundesrepublik zusammengeschlossen 
haben. 
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Wirtschaft bleibt auf Wachstumskurs - 
Der Aufschwung geht ins 5. Jahr 
Der Aufschwung in der Bundesrepu- 
blik hat sich 1986 weiter gefestigt. Der 
Anstieg des Bruttosozialprodukts hat 
sich auch im 3. Quartal 1986 fortge- 
setzt, real lag es um 2,4 % über dem 
Vorjahresniveau. Damit erhöhte sich 
die gesamtwirtschaftliche Leistung in 
etwa demselben Ausmaß wie im ersten 
Halbjahr 1986, in dem gegenüber dem 
ersten Halbjahr 1985 ein Wachstum 
von 2,5 % erzielt wurde. 

Begünstigt wurde das Wirtschaftswachs- 
tum in erster Linie durch die Zunahme 
der Bauinvestitionen, die sich im Ver- 
gleich zum 2. Quartal 1986 um 4,3% er- 
höht haben. Auch der private Verbrauch 
hat noch zugenommen (+ 1 % gegenüber 
dem Vorquartal). 

fasgesamt wird das reale Bruttosozialpro- 
dukt im Jahre 1986 um gut 2,5% zuneh- 
men — hierfür ist vor allem die günstige 
Binnenkonjunktur verantwortlich. Auch 
'ür das Jahr 1987 sind die Voraussetzun- 
gen für weiteres Wirtschaftswachstum gün- 
st'g. „Die deutsche Wirtschaft bleibt wei- 
ter auf Wachstumskurs" stellt der Sach- 
verständigenrat in seinem jüngsten Gut- 
achten fest. 

»Der private Verbrauch wird weiterhin 
zur Steigerung des Bruttosozialprodukts 
beitragen - die erhöhte Kaufkraft auf- 
grund gesunkener Ölpreise schlägt sich 
vollständig erst 1987 im Verbrauch der 
Pnvaten Haushalte nieder", so lautet die 

'nschätzung des Bundesministeriums 
^ Wirtschaft im Dezember 1986. 

cr reale private Verbrauch wird um et- 
a 3,5 % zunehmen. Günstige Absatz- 

.     Ertragserwartungen sowie eine rela- 
lv kraftige Inlands- und eine wieder an- 

ziehende Auslandsnachfrage bilden die 
Grundlagen für steigende Ausrüstungsin- 
vestitionen. „Für 1987 rechnen wir im Ex- 
port wieder mit einem Umschwung zum 
Besseren" (Jahresgutachten 1986/87 des 
Sachverständigenrats). Mit der zuneh- 
menden Auslastung der Produktionsanla- 
gen wird das Erweiterungsmotiv an Be- 
deutung gewinnen. Sachinvestitionen 
werden im Vergleich zu Finanzanlagen 
wieder lohnender werden. „Bei den Aus- 
rüstungsinvestitionen veranschlagen wir 
die Zuwachsrate im Durchschnitt des Jah- 
res 1987 auf 7,5 v. H. nach 5,5 v. H. im 
Jahre 1986", stellt der Sachverständigen- 
rat fest. 

Erstmals seit sieben Jahren werden die 
realen Bauinvestitionen 1987 wieder zu- 
nehmen und so positive Effekte zum 
Wirtschaftswachstum beitragen. Die in 
diesem Jahr einsetzende Erholung der 
Bauwirtschaft wird sich 1987 verstärkt 
fortsetzen. Die realen Bauinvestitionen 
werden um etwa 3,5 bis 4% zunehmen; so 
lauten die Prognosen des Sachverständi- 
genrates, der Westdeutschen Landesbank 
und der Wirtschaftsforschungsinstitute, 
die Wachstumsrate wird sich also gegen- 
über dem Vorjahr verdoppeln. Das Institut 
der deutschen Wirtschaft meint im No- 
vember 1986 dazu: „Allein der große 
Überhang Ende 1986 berechtigt zu der 
Annahme, daß die Bauinvestitionen 1987 
preisbereinigt um mindestens vier Pro- 
zent zunehmen werden". 

Die anhaltend günstige Binnenkonjunk- 
tur, die von weiter steigenden Investi- 
tions- und Konsumausgaben getragen 
wird, wird das Wirtschaftswachstum im 
Jahre 1987 prägen. Auf diesem soliden 
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Fundament wird sich der Wirtschaftsauf- 
schwung fortsetzen. 
Das reale Bruttosozialprodukt wird 1987 
um annähernd 3 % ansteigen — darin 
sind sich die Fachleute einig (Institut der 
deutschen Wirtschaft im November 1986, 
Bundesministerium für Wirtschaft im De- 
zember 1986, EG-Kommission im Okto- 
ber 1986). Die Westdeutsche Landesbank 
erwartet in ihrer Konjunkturprognose 
vom Oktober 1986 sogar ein Wachstum 
von 3,5%. 

Arbeitsmarkt 
Dieses Wachstum wird sich positiv auf 
den Arbeitsmarkt auswirken: „Auf dem 
Arbeitsmarkt sind positive Wirkungen des 
Aufschwungs deutlich zu erkennen", so 
schreibt die Bundesbank in ihrem Mo- 
natsbericht vom Dezember 1986. 
Die Beschäftigung wird weiter zunehmen, 
der Beschäftigungszuwachs und der all- 
mähliche Abbau der Arbeitslosigkeit ge- 
hen weiter. Im Laufe des Jahres 1987 
wird die Zahl der Beschäftigten um ca. 
250000 - 300000 ansteigen (Sachverstän- 
digenrat und Institut der deutschen Wirt- 
schaft). 
Damit werden Ende 1987 800000 Men- 
schen mehr erwerbstätig sein als im 
Herbst 1983. In einem Zeitraum von vier 
Jahren wären dann etwa drei Viertel der 
Arbeitsplätze wieder zurückgewonnen, 
die zuvor in den drei Jahren von 1980 bis 
1982 verlorengegangen waren. 

Preisniveaustabilität 
Der Geldwert war 1986 so stabil wie seit 
1968 nicht mehr. Das stärkt vor allem die 
reale Kaufkraft: Das Nettorealeinkom- 
men der Arbeitnehmer liegt 1986 um 
4,5 % höher als im Vorjahr. Das ist die 
stärkste Zunahme seit 12 Jahren! 
Auch im nächsten Jahr werden die Preise 
stabil bleiben. Der Sachverständigenrat 

rechnet mit einem Anstieg des Preis- 
niveaus von 1 %, ebenso das Institut der 
Wirtschaft und die EG-Kommission. 

Export 
„Wir erwarten, daß die Warenausfuhr im 
Verlauf des Jahres 1987 wieder mit der 
Rate expandiert, mit der die Märkte deut- 
scher Unternehmen im Ausland voraus- 
sichtlich wachsen (3 v. H.)". Diese Pro- 
gnose erstellt der Sachverständigenrat in 
seinem jüngsten Gutachten. Schätzungen 
der Wirtschaftsforschungsinstitute erge- 
ben einen Anstieg der deutschen Ausfuh- 
ren von rund drei Prozent (Herbstgutach- 
ten der Wirtschaftsforschungsinstitute vom 
Oktober 1986, Institut der deutschen Wirt- 
schaft vom November 1986). Sogar das 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche 
Institut des DGB (WSI) prognostiziert im 
Herbst 1986 ein Export-Plus von 2,5 %für 
1987. 

1987 das fünfte Wachstumsjahr 
Die Qualität des Aufschwungs der letzten 
Jahre hat ein solides Fundament auch für 
die Zukunft geschaffen. „Eine anhaltend 
gute Binnenkonjunktur, die ihre Impulse 
von steigenden Investitionsausgaben und 
Konsumausgaben erhält, weiter zunehmen- 
de Beschäftigung und ein nahezu stabiles 
Kosten- und Preisniveau — dies werden 
voraussichtlich die Merkmale der wirt- 
schaftlichen Entwicklung im Jahre 1987 
sein." (Sachverständigenrat). 

Wirtschaft, Arbeitnehmer und Verbrau- 
cher haben gute Gründe, mit Zuversicht 
ins nächste Jahr zu gehen. Die Aussich- 
ten sind günstig, daß das Wirtschafts- 
wachstum auch 1987 anhält. Die positive 
Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt wird 
weiter anhalten. 

Wie 1986 wird auch 1987 die Binnennach- 
frage der Motor der Konjunktur sein. 
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Norbert Blüm: 

Qualifizierungs-Offensive 
ist ein großer Erfolg 
Vor etwas mehr als einem Jahr 
(6.12.1985) hat der Deutsche Bundes- 
tag abschließend die 7. Novelle zum 
Arbeitsförderungsgesetz beraten. 
Dazu erklärt Bundesarbeitsminister 
Norbert Blüm in Bonn vor der Presse: 

Diskussion und Verabschiedung der 
7. Novelle zum Arbeitsförderungsgesetz 
waren Auftakt der Qualifizierungs-Offen- 
sive. Mit der 7. Novelle haben wir berufli- 
che Bildung attraktiver gemacht. Wir ha- 
ben den finanziellen Anreiz zur Teilnah- 
me an Maßnahmen der beruflichen Bil- 
dung erhöht. Wir haben den Zugang von 
jungen Leuten und Frauen zu Maßnah- 
men der beruflichen Bildung erleichtert. 
Wir haben eine ganze Reihe unserer In- 
strumente verfeinert und verbessert. Und 
es stehen mehr Mittel für berufliche Fort- 
bildung und Umschulung bereit als je zu- 
vor (1982: 3,3 Milliarden DM, 1986: 
4>4 Milliarden DM). 

Jetzt, nach einem Jahr, ist Zeit für eine 
Zwischenbilanz. Auf einen kurzen Nen- 
nergebracht: 
üie Qualifizierungs-Offensive ist ein gro- 
•te* Erfolg. Wir haben eine große Gemein- 
schaftsaktion in Gang gebracht. Gewerk- 
schaften und Arbeitgeberverbände ziehen 
JJ*. Die Qualifizierungs-Offensive läuft 
'n den Arbeitsämtern auf vollen Touren. In 
en ersten zehn Monaten dieses Jahres 

Men faSt 4,300° Arbeitnehmer neu in 
Maßnahmen der beruflichen Fortbildung 
fn, fast 90000 oder 27 Prozent mehr als 
ltn gleichen Zeitraum des Vorjahres. 

,e Qualifizierungs-Offensive hat zwei 
Hauptstoßrichtungen: Unsere Wirtschaft 

modern zu halten und den Arbeitslosen 
eine Brücke zurück ins Erwerbsleben zu 
schlagen. Qualifizieren und nicht resi- 
gnieren! Dieses Motto gilt allen, die noch 
abseits stehen. 

Hohes Niveau beruflicher 
Qualifikation — Voraussetzung für 
Wachstum der Volkswirtschaft und 
Sicherung unseres Wohlstandes 
In den letzten drei Jahren ist die Beschäf- 
tigung erheblich gestiegen, im September 
1986 hatten wir rund 600000 mehr Er- 
werbstätige als drei Jahre zuvor. Die Be- 
schäftigung wird weiter wachsen. Der 
Sachverständigenrat prognostiziert für 
1987 eine Zunahme der Zahl der Arbeits- 
plätze um 230000. 

Dies ist ein Erfolg unserer Wirtschafts- 
und Beschäftigungspolitik. Wollen wir 
weiteres, kontinuierliches Wirtschafts- 
wachstum erzielen, brauchen wir eine 
umfassende Qualifizierungspolitik. Wir 
können als hochindustrialisiertes und 
-technisiertes Land unsere wirtschaftli- 
chen Erfolge nur mit einer hochqualifi- 
zierten Arbeitnehmerschaft erreichen und 
halten. Internationale Konkurrenzfähig- 
keit, Sicherung unseres Wohlstands, Ver- 
besserung der persönlichen Chancen des 
einzelnen auf ein erfülltes Berufsleben 
sind durch mehr berufliche Qualifikation 
zu haben. 

Mit technischem Fortschritt steigen 
Qualifikationsanforderungen 
Die beruflichen Kenntnisse werden 
durch die technische Entwicklung heute 
schneller entwertet als je zuvor. Das tech- 
nisch-wissenschaftliche Know-how ver- 



Seite 8 •  UiD 1/87 ARBEITSMARKT 

doppelt sich alle fünf Jahre. Fachleute sa- 
gen voraus, daß zum Beispiel die Kennt- 
nisse eines Elektroingenieurs in vier Jah- 
ren veralten. 
Eine Untersuchung zeigt: Heute hat be- 
reits mehr als jeder vierte deutsche Er- 
werbstätige zumindest gelegentlich an sei- 
nem Arbeitsplatz mit Kollege „Compu- 
ter" zu tun. Es wird geschätzt, daß bis 
1990 — in nur vier Jahren! — bereits drei 
von vier Beschäftigten diese neuen Tech- 
niken als Arbeitsmittel benutzen. 
Nach einer Untersuchung „Arbeitsland- 
schaft 2000" wird bis zum Jahre 2000 der 
Bedarf an Arbeitskräften ohne Ausbil- 
dung von heute ca. 30 % auf 20 % sinken, 
das sind absolut drei Millionen Arbeits- 
plätze für Ungelernte weniger. In der glei- 
chen Größenordnung von drei Mio. soll 
die Zahl der Arbeitsplätze für beruflich 
qualifizierte Fachkräfte zunehmen. Der 
Trend geht also eindeutig in Richtung: 
Höherqualifizierung. 

Nach geburtenstarken Jahrgängen 
demographische Talfahrt 
In den letzten Jahren haben wir die Zahl 
der Auszubildenden auf den Höchststand 
von 1,83 Mio. gebracht, (drei Jahre lang 
ein Rekord von jeweils rd. 700000 neuen 
Ausbildungsplätzen!) Jetzt kommen die 
geburtenstarken Jahrgänge auf den Ar- 
beitsmarkt. Es ist uns bisher gelungen, sie 
fast reibungslos einzugliedern — den Pes- 
simisten zum Trotz. Niemals früher stan- 
den so viele gut ausgebildete Fachkräfte 
zur Verfügung. 

Trotzdem müssen wir weiterdenken im 
Sinne vorausschauender Arbeitsmarkt- 
politik: 
• 1995 wird die Zahl der Schulabgänger 
um rund 300000 niedriger sein als zur 
Zeit. 
• Im Zeitraum 1991 bis 1995 wird die 
Zahl der Absolventen beruflicher Bildung 

um mehr als ein Viertel niedriger sein als 
in der Zeit 1986 bis 1990. 
Fazit: Der Innovationsprozeß kann in 
Zukunft nicht mehr allein von den neu 
zuwachsenden Fachkräften getragen wer- 
den. Wir müssen auch die bereits im Er- 
werbsleben Stehenden umfassend weiter- 
bilden, denn Investitionen in moderne 
Maschinen nützen nichts, wenn das quali- 
fizierte Personal fehlt, das diese Maschi- 
nen bedienen kann. 

Berufliche Weiterbildung 
auch im mittleren Lebensalter 
Erstausbildung ist kein Freifahrschein 
mehr für das gesamte Berufsleben. Es 
müssen sich alle auf ein lebenslanges Da- 
zulernen einstellen. Dabei kann berufli- 
che Weiterbildung nicht nur beruflichem 
Aufstieg dienen: Erweiterung und Anpas- 
sung der beruflichen Kenntnisse an die 
technische Entwicklung sind laufend er- 
forderlich. 
Die beruflichen Bildungsangebote der 
Arbeitsämter werden von den 40jährigen 
und älteren noch viel zu wenig genutzt: 
Während fast 45 % aller abhängig Er- 
werbstätigen das 40. Lebensjahr über- 
schritten haben, ist diese Altersgruppe 
nur zu 15 % unter den Teilnehmern an 
den vom Arbeitsamt geförderten berufli- 
chen Bildungsmaßnahmen vertreten. 

Wir brauchen eine umfassende 
Qualifizierungs-Offensive 
Die 7. Novelle des Arbeitsförderungsge- 
setzes war Frucht des Dialogs zwischen 
Bundesregierung und Sozialpartnern. Die 
Umsetzung dieser Qualifizierungs-Offen- 
sive gelingt nur im Geist dieser Zusam- 
menarbeit. Alle Beteiligten müssen ihren 
Beitrag leisten. 
Weiterbildung liegt nicht nur im Interesse 
der Arbeitgeber, sondern geschieht auch 
zum Vorteil des Arbeitnehmers. Seine Po- 
sition am Arbeitsmarkt verbessert sich. 
Sein Arbeitsplatz ist sicherer. Ein qualifi- 
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zierter Arbeitnehmer ist selbstbewußter 
und freier in seinen Entscheidungen. Un- 
sere Volkswirtschaft insgesamt ist auf Ar- 
beitnehmer mit hoher beruflicher Qualifi- 
kation angewiesen. Dabei kann es nicht 
•änger so bleiben, daß rund 65 % der Füh- 
rungskräfte an Weiterbildungsmaßnah- 
men teilnehmen, aber nur acht Prozent 
der Facharbeiter und nur 2,6 % der un- 
und angelernten Arbeitnehmer. Vor allem 
die Unternehmen sind hier zum Handeln 
aufgefordert. 

Betriebliche Weiterbildung ausweiten 
Die Wirtschaft hat 1985 32 Milliarden 
DM für Aus- und Weiterbildung ausgege- 
ben, das sind rund 5 % der Bruttolohn- 
und Gehaltssumme und 10 % dessen, was 
sie für Sachanlagen investiert. Hier muß 
noch zugelegt werden. 
Die Qualifizierungsaufgaben der Betriebe 
fangen in der Personalplanung an — die 
muß vorausschauen. Wenn einzelne Be- 
tnebe heute z.T. lautstark über Facharbei- 
termangel klagen, müssen sie sich fragen 
lassen, ob sie gestern ihren eigenen Fach- 
kräftebedarf nicht ausreichend erkannt 
und in den entsprechenden Berufen zu 
wenig ausgebildet haben! 
B«s jetzt treten echte Engpässe bei Stel- 
lenbesetzungen allerdings nur berufsfach- 
nch und regional begrenzt auf — z.B. in 
metallverarbeitenden und Elektroberufen 
•m mittleren Neckarraum, im Rhein- 
Main-Gebiet, in Südbayern. Nach einer 
Info-Befragung (Juli 1986) waren vier 
Dozent der Betriebe des verarbeitenden 
Gewerbes durch Fachkräftemangel an 
der Produktionsausweitung behindert. 
Dies ist kein gravierender Anteil. Er muß 
a°er als Signal verstanden werden, unsere 
VUalifizierungsbemühungen zu verstär- 
ken. 

~er einzelne Betrieb muß seinen Qualifi- 
"ationsbedarf frühzeitig ermitteln und 
daran sowohl seine eigenen Qualifizie- 

rungsanstrengungen ausrichten sowie zu- 
sätzlichen Bedarf den Arbeitsämtern mel- 
den. Die Arbeitsämter können dann ent- 
sprechende Bildungsmaßnahmen einrich- 
ten. 

Qualifizierung gegen Arbeitslosigkeit 
Qualifizierung ist auch wichtiges Mittel 
zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. 
Rund 30 % aller Erwerbspersonen haben 
keine abgeschlossene Berufsausbildung, 
der Anteil bei den Arbeitslosen liegt da- 
gegen bei rund 50 Prozent. 
Die Erfahrung zeigt, Qualifizierung ist 
eine Leiter aus der Arbeitslosigkeit: Ar- 
beitslose, die eine Bildungsmaßnahme im 
1. Quartal 1986 abgeschlossen hatten, wa- 
ren am Ende des folgenden Quartals zu 
rund 70 % wieder in Arbeit. Dabei liegt 
der Wiedereingliederungserfolg bei Maß- 
nahmen, die in Betrieben durchgeführt 
wurden, eindeutig höher als bei außerbe- 
trieblichen Maßnahmen (Umschulung in 
Betrieben 71 Prozent, außerbetrieblich 62 
Prozent). 
Ich erinnere an die Zusage der Spitzen- 
verbände der Wirtschaft vom 25. Juni 
1985, mehr betriebliche Kapazitäten für 
die von den Arbeitsämtern geförderte 
Qualifizierung von Arbeitslosen zur Ver- 
fügung zu stellen. Ich bedauere aller- 
dings, daß die Unternehmen bislang nur 
wenig Widerhall zeigen. Nur rund fünf 
Prozent der geförderten Maßnahmen be- 
ginnen derzeit in Betrieben. Eine Steige- 
rung dieses Anteils ist dringend erforder- 
lich. 
Die bedarfsnahe und praxisorientierte be- 
rufliche Weiterbildung am Lernort Be- 
trieb auch für zuvor arbeitslose Teilneh- 
mer dient der Sicherung qualifizierten 
Fachpersonals in den Betrieben ebenso 
wie der beruflichen Eingliederung Ar- 
beitsloser. Ich richte daher erneut meine 
eindringliche Bitte an die Unternehmen: 
Stellen Sie mehr Kapazitäten für die be- 
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rufliche Weiterbildung auch von Arbeits- 
losen in ihren Betrieben zur Verfügung! 

Qualifizierungs-Offensive: 
Alle müssen mitmachen! 
Um die Qualifizierungs-Offensive zum 
Erfolg zu führen, sind die Unternehmen 
und alle gesellschaftlichen Kräfte zum 
Handeln aufgefordert: 
• Die Betriebe müssen ihr Weiterbil- 
dungsangebot ausweiten, auch Un- und 
Angelernte einzubeziehen, Weiterbildung 
für Arbeitslose ermöglichen, weitergehen- 
den Fachkräftebedarf rechtzeitig den Ar- 
beitsämtern melden. 
• Die Betriebsräte sollten ihre betriebs- 
verfassungsrechtlichen Möglichkeiten 
nutzen und die Unternehmen zu einem 

frühzeitigen und vielfältigen Weiterbil- 
dungsangebot drängen; sie sollten die 
Kolleginnen und Kollegen zur Teilnahme 
motivieren. 

• Die Arbeitnehmer, ob beschäftigt oder 
arbeitslos, fordere ich auf: Nutzen Sie die 
Bildungsangebote um Ihre Arbeitsmarkt- 
position zu stärken. Berufliche Qualifizie- 
rung ist Ihre beste Chance, beruflichen 
Erfolg zu erzielen und zu bewahren. 

• Die freien Bildungsträger sollten ihre 
Zusammenarbeit mit Arbeitsämtern und 
Betrieben intensivieren, um ihr Bildungs- 
angebot bedarfsgerecht und zukunftsori- 
entiert zu gestalten. Sie sollten ihren Bei- 
trag leisten, Arbeitslose zur Bildungsbe- 
teiligung zu motivieren. 

An die Briefwahl 
denken 
Auch bei der kommenden Bundestags- 
wahl werden mindestens vier, vielleicht 
sogar fünf Millionen Bürger nicht ins 
Wahllokal, sondern zur Post gehen, um 
ihre Stimme abzugeben. 1980 hat jeder 
siebte, 1983 jeder zehnte Wähler sein 
Kreuz auf dem Stimmzettel zu Hause ge- 
macht. 

Deutlich vorn in der Gunst der Briefwäh- 
ler liegt die Union, die 1983 hier auf 
exakt 50 Prozent der Zweitstimmen kam 
(1980: 46,8 Prozent). 
Beachten Sie auch den von der Bundesge- 
schäftsstelle erarbeiteten Briefwahlpro- 
spekt, in dem alles Wissenswerte ver- 
merkt ist. Er eignet sich hervorragend zu 
Verteilaktionen. 
Mindestabnahme: 500 Stück 
Preis pro Mindestabnahme: 45,50 DM 
Bestell-Nr.: 2919 

Neuer Name für den Bereich 
„politische Bildung66 

Die Konrad-Adenauer-Stiftung hat ihrem 
Arbeitsbereich „politische Bildung" ei- 
nen neuen Namen gegeben. Die Umbe- 
nennung von „Bildungswerk" in „Institut 
für politische Bildung" trägt der erweiter- 
ten Aufgabenstellung Rechnung. Das In- 
stitut wird Ende 1986 rund 1 500 Veran- 
staltungen über grundlegende und aktuel- 
le politische Fragestellungen durchge- 
führt haben. An diesen Veranstaltungen 
— Seminare, Tagungen, Fachtagungen, 
Kolloquien — werden ca. 50000 Interes- 
sierte aus allen Teilen der Bundesrepu- 
blik Deutschland teilgenommen haben. 

Seinen Sitz hat das Institut, das auch mit 
verschiedenen Publikationen in die Öf- 
fentlichkeit getreten ist, in Schloß Eich- 
holz bei Bonn. Dort befindet sich auch 
seine zentrale, bundesweit ausstrahlende 
Bildungsstätte. 
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Beschlüsse der Agrarminister sind 
Schritte in die richtige Richtung 
Die Agrarminister der Europäischen 
Gemeinschaft haben nach langen und 
zähen Verhandlungen eine Lösung zur 
Reduzierung der Produktion bei Milch 
und Rindfleisch gefunden. Die intensi- 
ven Bemühungen haben sich gelohnt, 
erklärt der Vorsitzende der Arbeits- 
gruppe für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion Egon Susset. 

Für den Milchmarkt ist ein wegweisender 
Durchbruch gelungen. Anstatt die Über- 
produktion für viel Geld einzulagern und 
später zu verschleudern, werden sie zu- 
künftig erst gar nicht mehr erzeugt. Die 
Agrarminister sind weitgehend dem deut- 
schen Vorschlag nach einer befristeten 
Stillegung von Referenzmengen mit Ein- 
kommensausgleich gefolgt. Bundesmini- 
ster Kiechle ist es damit gelungen, die ur- 
sprünglichen Vorstellungen der EG- 
K-ornmission mit seinem Vorschlag deut- 
sch zu entschärfen. Die Auswirkungen 
Qer im Gesamtpaket enthaltenen Ausset- 
Zur»g der Intervention für Magermilch- 
Pulver müssen sorgfältig im Auge behal- 
ten werden. Tendenziell ist zu erwarten, 
daß der hohe Druck in die Intervention 
u»grund der beschlossenen Mengenrück- 

lührung ohnehin nachläßt. 
Auch die Beschlüsse für den Rindfleisch- 
markt gehen in die richtige Richtung. Es 

Weitaus sinnvoller, den Erzeugern eine 
'rekte Prämie zu zahlen, als unverkäufli- 
nes Rindfleisch einzulagern. Die alte Re- 

gelung hat trotz hoher Kosten nicht mehr 
nktioniert und mußte dringend ange- 

paßt werden. Im Zuge der anstehenden 
eisverhandlungen muß sicherlich noch 

ejnmal über die Höhe der Prämie gespro- 
chen werden. 

Zu einem ungewohnt frühen Zeitpunkt 
besteht nach der Brüsseler Einigung in 
weitem Umfang Klarheit über die agrar- 
politischen Maßnahmen für das nächste 
Wirtschaftsjahr und darüber hinaus über 
den künftigen Kurs der Agrarpolitik. 
Bundesminister Kiechle, der mit seiner 
Zähigkeit im wesentlichen die Einigung 
herbeigeführt hat, bleibt damit in der gu- 
ten Tradition dieser Bundesregierung, 
den Bürgern und damit auch unseren 
Bauern vor einer entscheidenden Wahl 
reinen Wein einzuschänken. Trotz aller 
Belastungen zeigen die Brüsseler Be- 
schlüsse bessere Perspektiven für die Zu- 
kunft auf und lassen endlich auch für un- 
sere Landwirte einen Silberstreif am Ho- 
rizont aufleuchten. 
Für die nächste Verhandlungsrunde im 
Februar bleibt zu fordern, daß Klarheit 
über die Vorruhestandsregelung geschaf- 
fen wird, daß die Grünbrache EG-weit 
zur Anwendung kommt, daß die Aus- 
gleichszahlungen für die benachteiligten 
Gebiete von 240 DM auf mindestens 280 
bis 290 DM angehoben werden und die 
bisherige Bindung der Ausgleichszahlun- 
gen an die Rauhfutterfresser aufgehoben 
wird, fordert MdB Lorenz Niegel. • 

Butter für eine Mark bald 
gegen Gutschein 
Arbeitslose, Sozialhilfe-Empfänger, Rent- 
ner und kinderreiche Familien sollen von 
März oder April 1987 an „für ein halbes 
Pfund frische Butter" nur noch etwa eine 
Mark bezahlen, kündigte Bundesminister 
Kiechle an. Die Bundesregierung habe in 
Brüssel diese Forderung durchgesetzt. 
Länder oder Gemeinden würden Gut- 
scheine an Bezugsberechtigte ausgeben. 
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Wahltag: 

Es geht um jede Stimme - 
CDU-Aktionen mit Pfiff 
Thema: Fahrdienst am Wahltag 
Vielerorts schon eine liebe Gewohnheit, 
am Ende eines heißen Winterwahlkampfs 
diesmal wichtiger denn je: der Fahrdienst 
zum Wahllokal am 25. Januar 1987. Denn 
gerade bei Eis und Schnee trauen sich 
viele unserer Mitbürgerinnen und Mit- 
bürger zu Fuß nicht zum Wahllokal. Lei- 
der haben auch nicht alle rechtzeitig von 
der Möglichkeit Gebrauch gemacht, per 
Brief zu wählen. 
Folglich ist es am 25. Januar von entschei- 
dender Bedeutung, wie gut der CDU-Fahr- 
dienst vor Ort organisiert ist. Hierbei sind 
folgende Überlegungen anzustellen: 

1. An was bei einer guten Organisation 
alles gedacht werden muß 
• Ausreichend Fahrer und Fahrzeuge, 
auch Kleinbusse für Sammelfahrten be- 
reitstellen. Hierbei frühzeitig um Unter- 
stützung bitten bei befreundeten Busun- 
ternehmen, Caritas, Deutsches Rotes 
Kreuz, vor Ort ansässigen Bildungsstät- 
ten, Altenwohnheimen, Seniorenheimen 
etc. 

• Sicherstellung der ununterbrochenen 
Besetzung der Telefonzentrale von 7.00 
Uhr bis zur Schließung der Wahllokale. 
• Rechtzeitige Ankündigung des Fahr- 
dienstes und der Telefonnummern (Pres- 
semitteilung, Flugblätter, Abreiß-Cou- 
pons, siehe Punkt 2). 
• Einsatzleitung für Routen- und Zeit- 
plan. Stadtpläne für alle Fahrer bereithal- 
ten. 
• Kontinuierlich für die Ablösung der 
CDU-Chauffeure sorgen. 

2. Wie machen wir auf den Fahrdienst 
aufmerksam? 
• Aufforderung an CDU-Mitglieder, den 
Fahrdienst in ihrem Bekanntenkreis an- 
zubieten (per Mitglieder-Rundbrief)- 
• Verteilen von Hinweisflugblättern an 
Bushaltestellen, vor Einkaufszentren, vor 
Seniorenheimen, bei Seniorenveranstal- 
tungen, bei Canvassing-Aktionen und 
Veranstaltungen. 
• Hinterlegen von Flugblättern im Warte- 
zimmer von Arztpraxen, Massagepraxen, 
in Kurbetrieben u. a. (vorherige Abspra- 
che erforderlich). 
• Anzeigen und Kleinanzeigen in CDU- 
Zeitungen, Gemeinde- und Pfarrblättern, 
in Seniorenzeitungen vor Ort und kom- 
munalen Zeitungen. (Beispiele für Klein- 
anzeigen im Anhang.) 
• Überkleben von Plakaten in den letzten 
Tagen vor der Wahl mit Hinweisbandero- 
len. 

• Ankündigung des Fahrdienstes durch 
eine Telefonaktion (gezielt ältere Men- 
schen anrufen, z. B. Seniorenheime). 
• Taxi-Unternehmen am Fahrdienst be- 
teiligen (z. B. Sondertarif zum Wahllokal 
anregen). 

Beispiel für Kleinanzeigen: 
Liebe ältere Mitbürger, 
Achtung: Zu Fuß auf Eis und Schnee ist 
gefährlich. 
Benutzen Sie am 25. Januar 1987 unseren 
kostenlosen Fahrservice zum Wahllokal. 
Telefonnummer... 
Ihre CDU... 



Manche glauben immer noch, die 
Grünen seien eine Umweltschutzpartei. 
Die Wirklichkeit sieht anders aus: 
Sie wollen sofort aus der Kernenergie 
aussteigen. Die Folgen wären: Mehr 
Kohlekraftwerke und 1,4 Milliarden 
Tonnen mehr Schadstoffe in der Luft. 
Das wäre das Todesurteil für unsere 
Wälder. Alles was seit 1983 durch Mil- 
liardeninvestitionen im Umweltschutz 
erreicht wurde, würde kaputtgemacht. 
Marxisten, ehemalige Kommunisten 
und radikale Systemveränderer geben 
heute bei den Grünen den Ton an. 
Umweltschutz ist für sie nur ein Vor- 
wand zur Gesellschaftsveränderung. 
Die Grünen sind eine Gefahr für die 
Freiheit unseres Landes, für den 
inneren Frieden und für unsere wirt- 
schaftliche und soziale Leistungsfähig- 
keit: 

(jfllfrDic Grünen wollen aus der west- 
^WiP liehen Verteidigungsgemeinschaft 
austreten. Das wäre eine tödliche 
Gefahr für Frieden und Freiheit. 

igfljjj Die Grünen wollen unsere Wirt- 
^Ht^schaft vom „Export abkoppeln". 
Die Folge wäre millionenfache neue Ar- 
beitslosigkeit; denn der Export sichert 
jeden dritten Arbeitsplatz bei uns. 

|flfcj Die Grünen distanzieren sich nicht 
^ßW von der Gewalt. Wir sagen: Gewalt 
zerstört die Demokratie und den inne- 
ren Frieden. 

i^^iDie Grünen diffamieren unsere 
^Ä^Polizei, wollen Bereitschaftspoli- 
zei und Bundesgrenzschutz abschaffen, 
die Polizei abbauen und das Bundeskri- 
minalamt schwächen. Sollen in Zukunft 
Gewalttäter und Kriminelle nicht mehr 
verfolgt werden? 

ftfllfoj Die Grünen behaupten, sie seien 
^H§^ für das Leben. Aber sie wollen, 
daß Abtreibung bis zum 9. Monat straf- 
frei möglich sein soll. Wir sagen: Das ist 
Mord! 

Mit diesen Grünen zusammen will 
die SPD gemeinsame Sache machen. 

Entscheiden Sie deshalb am 25. Januar: Gegen Rot-Grün. 
Für eine gute Zukunft mit der Regierung Helmut Kohl 
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An den letzten drei Wochenenden vor der Bundestagswahl wird es erstmals eine bundesweite 
CDU-Zeitung „Deutschland am Wochenende"geben. Die Zeitung hat einen Umfang von 16 Seiten und 
bringt neben aktuellen politischen Themen und Informationen auch eine bunte Mischung von Sport und 
Unterhaltung. Hauptthema der ersten Ausgabe wird die Steuerpolitik von Gerhard Stoltenberg sein. Die 
Auflage beträgt jeweils 15 Millionen Exemplare. 100000 Parteifreunde haben sich bereit erklärt, diese 
Zeitung in alle Haushalte zu tragen. Die Zeitung wird neben den Bundesseiten auch Regionalseiten 
aufweisen. Sie wird jeweils von Freitag- bis Samstagmittag ausgetragen. 

iiiiiiiiiiiiiii im 

Ab sofort 
Wahlkampftelefon 
im Adenauer-Haus 
Ab 2. Januar 1987 ist das 
Wahlkampftelefon im Bonner 
Konrad-Adenauer-Haus besetzt. 
Das Wahlkampftelefon hat die 
Durchwahl-Nr. (0228) 544318. 
Es ist besetzt von 8.00 bis 
20.30 Uhr, samstags von 8.00 
bis 13.30 Uhr. 

Anzeigen im Wahlkampf 
Donnerstag, 8. 1. (regionale Tageszeitun- 
gen und Wochenzeitungen) 
Freitag, 9. 1. (überregionale Tageszeitun- 
gen und Kaufzeitungen) 
Sonntag, 11. 1. (Sonntagszeitungen) 
Montag, 12. 1. (regionale Tageszeitungen 
und Kaufzeitungen) 
Mittwoch, 14. 1. (überregionale Tageszei- 
tungen und Kaufzeitungen) 
Donnerstag, 15. 1. (regionale Tageszeitun- 
gen und Wochenzeitungen) 
Freitag, 16. 1. (überregionale Tageszei- 
tungen und Kaufzeitungen) 
Sonntag, 18. 1. (Sonntagszeitungen) 
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Türanhänger 

statt 
Rot-Grün 

jgfAm 
w Sonntag 
M beide 
Stimmen für 

die 
CDU 
H 

Am 25. Januar 
geht's um die Zu- 
kunft. Auf jede 
Stimme kommt 
es an. Mit origi- 
nellen Türanhän- 
gern kann die 
CDU auch an 
diesem Tag den 
Bürger auf sym- 
pathische Art 
und Weise daran 
erinnern, zum 
Wahllokal zu ge- 
hen. Nutzen Sie 
die Gelegenheit, 
und ordern Sie 
die originellen 
Türanhänger der 
CDU-Bundesge- 
schäftsstelle, die 
Aufmerksamkeit 
erregen. 
Mindestabnah- 
me: 250 Stück 
Preis pro Min- 
destabnahme: 
7,-DM 

Bestell-Nr.: 9381 

Wahlkampf-Illustrierte 
»Kanzler der Mitte44 

E,r» zentrales Werbemittel für den Wahl- 
r*mPf ist die Illustrierte „Kanzler der 
j^'Ue". Auf 16 Seiten wird der Bundes- 

a.nzier — seine Persönlichkeit, seine po- 
rtischen Erfolge, Ziele und Grundsätze 

als Kanzler der Mitte dargestellt, 

^ndestabnahme: 250 Exemplare 
j^eis pro Mindestabnahme: 48,75 DM 

Bestell-Nr.: 2884 

Wahlkampfargumente 
20 Pluspunk- 
te der Regie- 
rung Helmut 
Kohl. In we- 
nigen Sätzen 
viel ausge- 
sagt. Die 20 
wichtigsten 
Erfolge der 
Regierung 
Helmut 
Kohl kurz 
gefaßt. 

Mindestab- 
nahme: 100 
Stück 

Preis pro 
Mindestab- 
nahme: 
14,— DM 

Bestell-Nr.: 
2793 

20mal die 
Minuspunk- 
te der SPD. 
Kurz und 
präzise zu- 
sammenge- 
faßt in ei- 
nem Falt- 
blatt. „Tref- 
fender" 
kann man 
die SPD 
nicht angrei- 
fen. 

Mindest- 
abnahme: 
100 Stück 

Preis pro 
Mindest- 
abnahme: 
14,- DM 
Bestell- 
Nr.: 
2840 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

/ 
""X 

Mit der CDU für 
eine gute Zukunft 
Rede vor dem Bundesausschuß 
der CDU am CDäM 
8.12.1986 *«*** 
in Bonn Jj 

Neu im Angebot 

Mit der CDU 
für eine 
gute Zukunft 
Rede von Bundeskanzler Helmut 
Kohl vor dem Bundesausschuß 
der CDU am 8. Dezember 1986 
in Bonn 

In dieser Rede nennt Helmut 
Kohl alle Argumente für den 
Wahlkampf, „Gute Gründe für 
unsere Mitbürger, ihre Stimme 
der Union zu geben". (Siehe 
auch UiD 39/86!) 
Mindestabnahme: 
50 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 
24,- DM 
Bestell-Nr.: 3972 
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